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KReichsſinanzen und preußiſche

H,haushaltsſorgen
Die Vorlage des Preußiſchen Finanzminiſteriums für

rine preußiſche Steuer vom Grundvermögen erfordert ein
gehendſte Prüfung im Na t geſamten öffent
li rung an darf nicht überſehen 333
mit dieſer La teuer den Kommunen das letzte Glieſelbſtändiger e äh genommen wird das mit
ihrer Durchführung die kommunale Selbſtverwaltung eine
ihrer letzten weſentlichen Grundlagen verlieren würde

in Notzeiten politiſche Worte und Leitſätze in
dogmatiſcher Starrheit ſich dem Zwang zu aufbauendem
Handeln und ordentlicher Wirtſchaft entgegenſtellen dürfen
ſo wenig darf aber auch nun die Not der Zeit benützt wer
den Geſetze zu 73 oder durchzuführen deren Nach
teile größer ſind als ihre Vorteile Es muß betont werden
daß der Zwang die kommunale Selbſtverwaltung völlig zu
untergraben für Preußen zur Ordnung ſeiner Finanzen

nicht beſteht gWie ſieht der preußiſche Haushalt aus Einnahmen
von 14,41 Milliarden ſtehen Ausgabe in Höhe von 16,77
Milliarden gegenüber Das Defizit beträgt alſo 2,36 Milliarden Die Einnahmen ſetzen ſich wie folgt zuſammen

Aus den Betriebsverwaltungen Domänen e Ge
ſtüte Lotterie Staatsbank Münzen Bergwerke uſw 4,64
aus den Staatsverwaltungen 9,66 und aus außerordentlichen
Einnahmen 9,11 Milliarden Die Einnahmen aus den
Staatsverwaltungen gliedern ſich in 6,19 Milliarden aus
der Finanzverwaltung hiervon 5,8 Milliarden aus den An
ſeilen an den Reichsſteuern und ſonſtigen Einnahmen aus
den einzelnen Miniſterien

Die überragende Bedeutung der Ertragsanteile an den
Reichsſteuern wird ſobald man die Defizitbeſeitigung er
ioögt auf die Steigerungsmöglichkeiten dieſer Einnahme
zoſten vor allem die Aufmerkſamkeit lenken Dem preu
Fiſchen e iſt es dagegen weit mehr darum
zu tun ſelbſtändige preußiſche Steuern zu ſchaffen Ganzoffen werden in der Begründung dieſe Hreſtigegründe be

Jjannt Jedenfalls müſſen die Länder um ſich ihre Selbftändigkeit rigſtens iſt den verbliebenen Grenzen zu er

halten ſich die r über die ihnen zugewieſeneneigenen Einnahmeque en ſichern Das ſcheint weit wich

tiger als die Erhaltung der Keimzelle alles ſtaatsbürger
lichen Lebens der kommunalen Selbſtverwaltung

Ein weſentliches Ziel des Landesſteuergeſetzes vom
März 1920 war eine Anteilbeſtimmung für die Lä
den Erträgen der Reichsſteuern feſtzulegen die die
der Länder im Gleichgewicht hält Beſteht tatſächlich das
reukiſche Defizit in der angenommenen Höhe Schon dieſe
Frage muß verneint werden muß um ſo mehr verneint
erden da dem preußiſchen Finanzminiſterium bei ſeiner
Haushaltsrechnung bereits die höheren Erträge aus ver
ſchiedenen Reichsſteuern bekannt die entſprechenden Anteil
rhößungen alſo errechenbar da bei Ausarbeitung des
Grundſteuerentwurfs die neuen Reichsſteuergeſetzentwürfe
heannt waren Erbſchaftsſteuer und Grunderwerbsſtever
wöden Hierbei ausſchalten Um ſo genauer möchten wir die
Anteciiziſffern aus der Einkommen Körperſchafts und Um

o wen

änder aus
inanzen

ſatzſtcuor vprüſen
Der Anteil an der Reichseinkommenſteuer ſteht im

vreußiſchen Etat mit 4,8 Miſlliarden Dieſer Einnahme
ſtehen 2,4 Milliarden Ausgaben aus weitergegebenen An
teilen an die preußiſchen Gemeinden gegenüber Für den
Ligentlichen Haushalt Preußens verbleiben alſo 2,4 Mil
lierden Dieſe Berechnung iſt aufgeſtellt unter Zugrunde
legung der Einnahmeziffern des Reichshaushalts von 1921
für die Einkommenſteuer mit 12 Milliarden Rechnet man
nun aber angeſichts der dauernden r der Ein
kommenſteuereinnahmen iſt man hierzu völlig berechnet
die Einnahme vom Juni 1921 als Jahresdurchſchnitt ſo er
eibt ſich eine Reichseinnahme von 6 5 Auf Preußen ent
fallen dann insgeſamt ſtatt 4,8 Milliarden 6,6 zum
verbrauch ſtehen nach Abgabe der Hälfte an die Gemeinden
i Verfügung Die Mehreinnahme beträgt 0,9 Mil

arden
Von der Körperſchaftsſteuer erhält Preußen aus einer

GeſamtReichseinnahme von 1,05 Milliarden 420 Millionen
von denen es 210 an ſeine Gemeinden weiterleitet Jm erſten
Steuervierteljahr 1921 ſind beim Reich aber 650 Millionen
gleich einem Jahreserträgnis von 2,6 Milliarden einge
gangen Dieſe Einnahmeſteigerung bedeutet für Preußen
eine Geſamteinnahme aus ſeinem Anteil in Höhe von 1,044

illiarden eine Erhöhung ſeiner Weitergabe an ſeine Ge
meinden auf 522 Millionen Für ſeine eigene Haushalts
rechnung erhält Preußen ein Mehr von 0312 Milliarden

Aus der Umſätzſteuer erhal en die Länder nach S 41 desndes energeehg 10 v H Für Preußen ergas Sie bei
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Bei dieſen Errechnungen iſt nun aber zu berückſichtigen
daß die Erträge der Körperſchafts und Umſatzſteuer durch die
bevorſtehende Finanzreform weſentlich Pſteigert werden
ſollen Die Mehreinnahme die man bei Durchführung der
Novelle zur Körperſchaſtsſteuer erhofft beträgt 1,5 Mil
liarden insgeſamt Für Preußen würde die Mehreinnahme
nach Austragung der Erhöhung der Anteile der Gemeinden
etwa 0,8 Milliarden betragen Die geplante Erhöhung
der Umſatzſteuer wird legt man der Ertragsrechnung die

h ſteuerlichen Er n de zu einer Geſamteinnahme von 27,4 Miinliet ſtatt 21 Milliarden
nach der Errechnung der Novelle führen Gegenüber dem
jetzigen Geſamtanteil von 541 Milliarden würde ſich der
10prozentige Anteil Preußens auf 1,16 Milliarden ſteigern
d daß hier eine weitere Mehreinnahme von 619 Mil
lionen bevorſteht

Rechnet man dieſe 919 Millionen Mehreinnahme zu
den oben errechneten Einnahmeerhöhungen von 1453 Mil
lionen ſo erhält man gegenüber dem jetzigen Defizit von
2,36 Milliarden eine Mehreinnahme von 2,372 Milliarden
Darf bei dieſer Sachlage das preußiſche Finanzminiſterium
die Reſte der kommunalen Selbſtverwaltung zerſtören

Mit dieſen Vorbehalten gegenüber den Plänen des
preußiſchen Finanz miniſteriums ſoll keineswegs nun etwa
eine weitgehende ſteuerliche Belaſtung des Grundvermögens
abgelehnt werden Jm Gegenteil werden ſich hier ſehr er
hebliche ſteuerliche Möglichkeiten bei dem Abbau der un
haltbaren jetzigen Höchſtmietenpolitik ergeben Nur wollen
wir betonen daß unſeres Erachtens dieſe ſteuerlichen Mög
lichkeiten der kommunalen Selbſtverwaltung vorbehalten
bleiben müſſen ſolange kein abſoluter unabwendbarer ſtaat
licher Zwang dieſen Weg ſeitens der Landesſteuergeſetz
gebung zu gehen beſteht

Deutſchpolniſche Verhandlungen in Beuthen
Neuerlich haben in Beuthen zwiſchen deutſchen und

polniſchen Vertretern unter dem Vorſitz des engliſchen
Offiziers Williams erneute Beſprechungen in Sachen der
Rückführung der oberſchleſiſchen Flüchtlin ge ſtattgefunden Von 12000 in den Freien Gewerk

ſchaften organiſierten Arbeitern der Kreiſe Pleß und Ryb
nik haben 7127 angeſichts polniſcher Widerſtände noch
nicht wieder an die Arbeit zurückkehren können Auf
der Hoym Grube ſind 400 auf der EmmaGrube 800
Arbeiter noch immer ausgeſperrt Desgleichen haben 1300
Beamte der i Verwaltung noch nicht in den
Kreis Pleß zurückkehren können Bezecchnend für die Zu
ſtände iſt die Tatſache daß die Polen noch heute die
Büroräume des Metallarbeiterverbandes und die Räum
lichkeiten des Plebiſzitbüros beſetzt halten Desgleichen
iſt es noch nicht gelungen die zahlreichen während des
Aufſtandes aus dem Boden geſchoſſenen wilden Schu
len zur Schließung zu bringen Bekanntlich mußten in
der Aufſtandszeit zahlreiche deutſche Lehrer um ihr Leben
zu retten flüchten An ihrer Stelle übernahmen
kongreßpolniſche Studenten die Unterrichtserteilung in
wilden Schulen die nach einer Verfügung der Inter
alliierten Kommiſſion zwar ſchon längſt hätten geſchloſ
ſen werden müſſen der Verfügung zum Trotz aber un
gehindert weiter beſtehen Während bisher von polniſcher
Seite die Zahl der polniſchen Flüchtlinge immer auf 3000
Perſonen angegeben worden war treten die Polen jetzt

mit der Behauptung hervor die Zahl der oberſchleſiſchen
Flüchtlinge polniſcher Nationalität ſei auf 15000 zu
veranſchlagen Von ſeiten des engliſchen Verhandlungs
führers wurden dieſe Zahlen als Uebertreibung gekennzeich
net und auf das richtige Maß zurückgeführt wie auch
polniſche Klagen über angebiiche Terrorakte deutſcher
Selbſtſchutzleute im Kreiſe Coſel als gegen ganver zu
rückgewieſen wurden Tas Ergebnis der Beſprechungen
war die Bildung einer engeren Kommiſſion die in jeder
Woche fortlaufend über das Fortſchreiten der Rückfüh
rungsaktion Bericht zu erſtatten hat Gleichzeitig wurde
an die deutſche und polniſche Preſſe eine eindringliche
Mahnung zur Mäßigung gerichtet

Schwere Mißhanölung
des Direktors der Donnersmark Hütte

Geſtern verſammelte ſich die Seleg ſt der zur Donners
marck Hütte gehörigen Konkordia Grube ſtürmte das
Direktionsgebäude und verſuchte von dem General
direktor Krauſe das ſchriftliche Anerkenntnis zu er
wingen daß die Putſchzulage gezahlt werde Als
irektor Krauſe ſich weigerte wurde er von den Arbeitern

h geht Da er trotz der Tätlichkeiten auf
ſeiner Weigerung die Unterſchrift zu geben beharrte wurde
er zur Schachtan geſchleppt unter der Drohung er werde
a Schacht geſtürzt werden Angeſichts der wen

eineſich Generaldirektor Krauſe z wungen
Unterſchrift endlich zu ge

Cin Keichshilfsausſchuß für Oppau
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ferner der führenden charitativen Organiſationen und Ver
tretungen der Preſſe fand heute vormittag im Reichs
arbeitsminiſterium die Gründung des Reichs
hilfsausſchuſſes für Oppau ſtatt Reichsarbeits
miniſter Brauns der erſt heute von der Unglücksſtätte
zurückgekehrt iſt machte eingehende Mitteilungen über die
Wirkungen des Unglücks Von ſänmtlichen Anweſenden
wurde unter Zuſtimmung der bayeriſchen und der badiſchen
Behörden einhellig die Gründung eines Reichshilfsaus
ſchuſſes r vor allem auch unter dem Geſichtspunkte
der Einheitlichkeit des Hilfswerkes DerReichshilfsausſchuß deſſen Geſchäftsführung einem kleineren
i r übertragen wurde wird alsbald einen Auf
ruf für die Opfer von Oppau erlaſſen Die Geſchäftsfüh
rung des Ausſchuſſes liegt beim Reichsarbeitsminiſterium
Berlin NW Scharnhorſtſtr 35 Spenden werden ſchon jetzt
auf die Poſtſcheckkonten Berlin Nr 117 000 und Frankfurt
am Main Nr 55 000 ſowie Ludwigshafen Nr 15 000 ent
gegengenommen Die Eröffnung weiterer Annahnmeſtellen
ſteht bevor

Nach einer Havasmeldung hat der franzöſiſche Ober
kommiſſar Tirard angeſichts des außerordentlichen Um
fangs der Kataſtrophe von Oppau aufs neue eine
Summevon77 000 Mark überwieſen die den Hinter
bliebenen der Opfer durch Vermittlung des Bezirksrates der
Bürgermeiſter der verwüſteten Ortſchaften und der rn
liſchen und proteſtantiſchen Geiſtlichkeit von Ludwigshafen
zufließen ſoll

Die Oppauer Toten
Nach der bisher durch das Ludwigshafener Bürger

meiſteramt veröffentlichten Liſte ſind 325 Tote gemeldet die
mit ihrem Namen einwandfrei feſtgeſtellt ſind außerdem
75 Tote die unerkannt dem Friedhofe übergeben worden
ſind Seitens der Angehörigen ſind bis geſtern abend
69 Perſonen als vermißt gemeldet worden Jn den Kranken
häuſern der Pfalz in Mannheim und Heidelberg uſw ſind
519 Verwundete aufgenommen worden

Die Ententehilfe für Oeſterreich
Steine ſtatt Prot

London 24 Sept Der diplomatiſche Berichter
ſtatter des Daily Telegraph meldet in der Frage
der Kredite für Oeſterreich ſei eine neue Schwierigkeit
entſtanden Rumänien und Serbien zeigten bisher keine
Neigung ihre Rechte auf die öſterreichiſchen Reparatio
nen aufzugeben Eine amerikaniſche Unterſtützung bleibe
wegen der Verzögerung der Annahme der Bill über die
ausländiſchen Anleihen und Kredite aus Die franzö
ſiſche Regierung müſſe jetzt ihre Hilfe von der Bezahlung
der Kupons der franzöſiſchen Staatsſchuld in Frankreich
abhängig machen

Die Ungarn greifen an
Das Wiener Korr Büro teilt amtlich mit Heute früh

zeitig haben die ungariſchen Banden unterſtützt durch be
waffnete ungariſche Eiſenbahner unſere Sicherungstrup
pen bei Bruck an der Leitha angegriffen Dieſe muß

ten ihre Verteidigungslinien an den Leithafluß zurück
verlegen Nach Tagesanbruch gelang es die ungariſchen
Banden zurückzuwerfen Nach den bisherigen Meldungen
ſind zwei Wehrmänner gefallen einer iſt leicht verwun
det worden

Der Ausſchuß für Auswärtiges ſetzte heute eine
Beratungen fort Dr Peipel beantragte die Annahnte
nachſtehender Entſchließungen

Der Ausſchuß für Auswärtiges nimmt von dem Be
richte des Bundeskanzlers über den Stand der burgen
ländiſchen Frage Kenntnis und billigt das Ver
halten der Regierung Der Ausſchuß ermächtigt die Reierung auch Feiterhin alle ihr erforderlich erſcheinenden

Schritte zu unternehmen damit endlich der von Ungarn
unter den Augen Europas verletzte Rechtszuſtand her
geſtellt das Burgenland von ſeinen Qualen erlöſt und
der ſtändigen Beunruhigung der öſterreichiſchen Grenz
bevölkerung ein Ziel geſetzt wird Der Paſſus billigt
das Verhalten der Regierung wurde mit einer Mehrheit
gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und der reſt
lichen Teil der Entſchließung einſtimmig angenommen

Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit in
Cnglanö

Der parlamentariſche Berichterſtatter der Daily Mail
meldet aus Gairloch über den Plan der Regierung zur
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit Es ſei dringend not
wendig Maßnahmen zur Unterſtützung der Arbeitsloſen
vor allem Sondermaßnahmen zur Durchführung des Han
dels und der Erzeugung ſowie der Beſſerung der aus
ländiſchen Währung zu treffen Das Kabinett ſei der
Anſicht wenn der Handel nicht wieder auflebe ſo werde
während der nächſten drei Jahre die Zahl der Arbeits
loſen wahrſcheinlich eine Million betragen Der Unter
halt dieſer Arbeitsloſen werde 100 Millionen Pfund Ster
ling koſten Es ſei daher beſſer dieſe Summe für die
Wiederbelebung des Handels auszugeben und den Arheits
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Wwſen normalen Erwerb zu ſichern Verſchiedene Miniſter
erklärten Lieber den Handel beleben als das Budget
ausgleichen Lloyd George beabſichtigt nach ſeiner Rück
kehr nach London Beratungen mit den führenden Män
nern der Jnduſtrie des Handels und der Finanzen ab
zuhalten und dann dem Parlament bei ſeinem Zuſammen
tritt einen Plan zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit zu
unterbreiten Ein Zuſammengehen zwiſchen Regierung
Erzeugern und Banken ſei notwendig Die Frage der
Währung ſcheine dem Kabinett die ſchwierigſte zu ſein
paſ beſonderer Ausſchuß ſoll ſich mit dieſer Frage be

aſſen
Daily Herald berichtet es drohe wegen der Lohn

ſchwierigkeiten eine Ausſperrrung in der Maſchinen und
Schiffbauinduſtrie am 12 Oktober von der über 2 Mil
lionen Arbeiter betroffen würden

Daily News meldet daß der Arbeiterdreibund wegen
der Erfahrungen im Kohlenſtreik und angeſichts der Schaf
fung eines Zentralrates des Gewerkſchaftskongreſſes end
gültig und formell aufgelöſt worden ſei

Die ſoziale Gärung in Englandö
Jn der Hauptſtraße des Stadtriertels Camden TDown

in London kam es zu erneuten Zuſammenſtößen
zwiſchen Arbeitsloſen und Polizei Die
Manifeſtanten ſtießen auf eine Abſperrungskette und ſtürz
ten ſich auf die Schutzleute um ſich durch die Abſperrung
Bahn zu brechen Es entſtand ein Handgemenge
das das Eingreifen berittener Polizei erforderlich machte
Es wurden zahlreiche Verhaftungen vorgenommen dar
unter die von zwei Führern der Arbeitsloſen Ueberhaupt
ſteht die Arbeitsloſenkriſe neben den iriſchen Sor
gen jetzt im Vordergrundedes öffentlichen Jn
tereſſes in England Jn der gemeinſamen Sitzung
die die parkamentariſche Kommiſſion der Trade Unions
und der Vollzugsausſchuß in London abhielten wurde
beſchloſſen ſofort ein Schreiben an Lloyd George und
an den Sprecher des Unterhauſes zu richten in dem die
ſofortige Einberufung beider Häuſer des Parlaments zur
Beratung der Arbeitsloſenfrage in außerordentlicher Seſ
ſion gefordert wird

lasciate ogni speranza

Daily Mail meldet aus NewYork die amerikaniſche
Regierung ſcheine zu befürchten daß die übertriebenen
Hoffnungen die ſowohl in Amerika als auch im Aus
lande an die Ergebniſſe der kommenden Waſhingtoner
Konferenz geknüpft würden eine Bedrohung der Stel
lung der Regierung bedeuten Daher werden von ſeiten
der Regierung in den an die Preſſe gegebenen Mittei
lungen Ausdruck gebracht eine zu große Hercoor
hebung der Bedeutung der Waſhingtoner Konferenz ſolle
vermieden werden

Daily Mail berichtet es ſcheine jetzt als ob die
am 11 November beginnende Waſhingtoner Konferenz
auf die Teilnahme der Vereinigten Staaten Japans und
des Britiſchen Reiches beſchränkt werden ſolle und als ob
ſich die Erörterungen nur mit der Frage des Stillen
Ozeans und der Rüſtungseinſchränkungen befaſſen würden
Jn England ſind Jaut Daily Mail amtliche Vorſtel
lungen von ſeiten der Vereinigten Staaten erfolgt in
denen zum Ausdruck gebracht wird daß die Anweſenheit
Aoyd Georges auf der Waſhingtoner Konferenz erwünſcht
iſt Aoyd George hat daher endgültig beſchloſſen nicht
nach Waſhington zu gehen Bonar Law wird die britiſche
Abordnung in Waſhington führen Es iſt zweifelhaft
ob der Geſundheitszuſtand Balfours ihm geſtatten wird
nach Waſhington zu gehen

der freie Handel in Sowjetrußland
Eröffnung ron Warenbörſen

Jn Samarg und Saratow ſind wie gus Riga ge
meldet wird Wareunbörſen eröffnet worden Gleiche
Böärſen ſollen auch in anderen Ortſchaften in Kürze ein
gerichtet werden Die Sowjetregier beabſichtigt auch
die Erlaubnis zur Eröffnung von Tevpiſenbörfen
zu erteilen Als weitere Folge der Wiederzulaſſung von
Fapitaleinlagen bei den Kaſſen der Kooperatioe und der
ſtaatlichen Finanzabteilungen iſt auch der barge dloſe
Checkverkehr wieder eingeführt worden Ar, die Poſt
ſparkaſſen ſind wieder eröffnet

Das Präſidium des allruſſiſchen Zentralexekutivkomi
tees tadelt in einem Rundſchreiben daß die lokaten Be
hörden die nene Wirtſchaftspolitik der Sowjet regierung
ungenügend gen Sie greifen unter Verletzung der
rom Staate abgeſchloſſenen Verträge in die pripatwirit
ſchaftliche Tätigkeit ein und löſen willkürlich die
mit Privatperſonen geſchloſſenen Verträge Da
durch werde bei der Bevölkerung das Gefühl der Unſicher
heit und der Zweifel an der Feſtigkeit des neuen Kurſes
erregt Obgleich die Naturaliſierung eingeſtellt ſt kom
men Fälle vor wo Betriebe requiriert und konfisziert
werden Das Rundſchreiben verlangt energiſche Maß
regeln gegen dieſe Mißſtände

Beunruhigung über die Wilng Frage in Warſchau
Die Stellungnahme des Völkerbundes in der Wilna

t m 7 Löſung der Kabinettskriſe in den Mittel
pun ereſſes getreten Die mangelhafte
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ſehr ſchlechten Eindruck erweckt Der Rzeczpoſpolita zu
folge beſteht in den Kreiſen des Völkerbundes der Plan
Polen zur Annahme der ron Hymans vorgeſchlagenen Rege
lung der Wilna Frage zu zwin gen Dabei ſoll angeb
lich auch der im Rigaer Vertrage Polen zugeſtandene Kor
ridor zwiſchen Litauen und Sowjetrußland
dein Wilnaer Kanton einverleibt werden Die Rechtspreſſe
bemängelt die diplomatiſchen Fähigkeiten des polniſchen
Vertreters im Völkerbunde Aſkenazy während die Organe
der Linken die gegenwärtige Lage als Folge der Politik
Paderewskis und Grabskis hinſtellen Der Przeglad
Wieczorny bemerkt daß die Völkerbundstagung
in Re gierungskreiſen niederſchmetternd ge
wirkt habe Die Parteivertreter haben beim Außenminiſter
Skirmunt vorgeſprochen und erhielten die Mitteilung daßder polniſche andte in Paris Zamoiski in dieſer Frage

Briand aufſuchen werde Die Gazeta Warſzawska
ſchreibt Wir wünſchen keinen Krieg aber wenn ſich vie
Rotwendigkeit zeigt würden wir nicht vor ihm zurück
ſchrecken und werden uns zu verteidigen wiſſen

Ein Hochverratsprozeß
Leipzig 23 September

Vor dem vereinigten zweiten und dritten Strafſenat
des Reichsgerichts begann heute der Hochverrats
prozeß gegen 22 Angeklagte aus Cöthen Anhalt
und Umgegend welche ſich wegen eines hochverräteriſchen
Unternehmens zu verantworten haben Sie ſind ange
klagt in der zweiten Hälfte des Auguſt 1920 auf eine
von der kommuniſtiſchen Zentrakleitung in
Berlin ergangene Anregung hin in Cöthen eine Rote
Armmee gebildet und zu dem Zwecke die Reichsverfaſ
ſung gewaltſam zu ändern und die Räterepublik einzurich

ſten verſucht zu haben Die Angeklagten ſind ſämtlich bis
auf einen in Haft und verbüßen teilweiſe Strafen die
ihnen in der letzten Zeit auferlegt worden ſind Tiner
der Angeklagten iſt Privatlehrer die meiſten anderen ſind
Arbeiter oder Handwerker Als Verteidiger der Ange
klagten ſind ſechs Rechtsanwälte aus Leipzig Halle und
Berlin tätig Der Prozeß iſt außerordentlich umfang
reich und wird vorausſichtlich 6 bis 7 Tage in Anſpruch
nehmen Für heute ſind weder Zeugen es ſind beren
32 vorgeſehen noch Sachverſtändige geladen Die Ver

handlung wird vom Senatspräſident Tr v Pelargus
geleitet Die Reichsanwaltſchaft wird durch Landgerichts
direktor Niedhammer Hilfsarbeiter bei der Reichs
anwaltſchaft vertreten

Die Vernehmung der Angeklagten zur Perſon gab
ſofort zu Weiterungen Anlaß Mehrere Angeklagte be
haupteten ſie könnten die angegebenen Vorſtrafen ſoweit
ſie ihnen von dem außerordentlichen Gericht in Deſſau
inmt Herbſt vergangenen Jahres auferlegt worden ſind
als ſolche nicht anerkennen da ſie die Sondergerichte für
verfaſſungswidrig halten Darauf machten zwei Verteidi
ger längere Ausführungen die dahin gingen daß die
vom Reichspräſidenten am 30 Mai 1920 erlaſſene Ver
ordnung über die Errichtung von Sondergerichten und
die Androhung von Zuchthausſtrafen bis zu 5 Jahren
oder d für unerlaubte Bildung von Heeresver
bänden der Verfaſſung mindeſtens aber den preußiſchen
Bekagerungszuſtandsgeſetz widerſpreche Die beiden Urteile
des Sondergerichtes Deſſau die für eine Anzahl der An
geklagten in Frage kommen ſeien deshalb nichtig and es
werde Wert darauf gelegt daß das Reichsgericht dies
anerkenne Sollten aber die Deſſauer Urteile für rechts
ülitg angeſehen werden ſo müſſe verlangt werden dap
as Verfahren gegen die betreffenden Angeklagten einge

ſtellt werde da ſie wegen derſelben Tat wegen deren ſie
heute ſich verantworten ſollen bereits rechtskräftig abge
urteilt ſeien Der Tatbeſtand ſei in Deſſau derſelbe ge
weſen wie heute und es komme nicht darauf an daß in
Deſſau der Geſichtspunkt des Hochverrates nicht in Be
tracht gezogen worden ſei

Ein dritter Verteidiger vertrat die Anſicht daß das
Reichsgericht jetzt nicht über die Rechtsgültigkeit der Ver
ordnung des Reichspräſidenten und der Deſſauer Urteile
zu entſcheiden habe Er ſtelle ſich auf den Standpunktdaß dieſe Urteile rechtmäßig ergangen ien und war des

b ebenfalls der Meinung daß das Verfahren wegen
chwerrats gegen die in Frage kommenden Angeklagten

wegen Verbrauchs der Strafllage einzuſtellen ſei Damit
das Reichsgericht über alle dieſe Fragen ſich ſchlüſſig ma
chen könne beantragten die Verteidiger die Verleſung
der Deſſauer Urteile

Nach längerer Beratung beſchloß der Gerichtshof die
Anträge der Verteidiger abzulehnen da er ſich über die

rage der Rechtsgültigkeit der Deſſauer Urteile erſt am
Schluß der Verhandlung bei Verkündung des Urteils
ſchlüüſſig machen werde

Die Verhandlungen ſollen täglich etwa bis 4 Uhr
dauern

Aufhebung des Preußiſchen Kommiſſariats für
öffentliche Orönung

Wie wir von zuſtändiger Stelle erfahren ſind ſeit einiger
Zeit zwiſchen dem Reich und Preußen Verhandlungen darüber im
Gange wie unter Aufhebung des Preußiſchen Staatskommiſſariats
die Befugniſſe des Rechiskemmiſſars für die öffentliche Ordnung
in Preußen neu zu regeln ſind Nach der bisherigen Ordnung wer
der Reichskommiſſar keine vorgeſetze Stelle des Preußiſchen Staats
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Ankerſtützung Frankreichs hat in Warſchau eknen Jnterpellatlon der Demokraten im bayeriſchen
Landtag

Jm bayeriſchen Landtage iſt folgende ſozialdemokratiſche
Interpellation eingegangen

Seit April 1920 haben ſich bei den Juſtiz und Polizei
verwaltungen in Bayern insbeſondere bei der Behandlung
politiſcher Fälle Mißbräuche r die das öffent
liche Leben des ganzen Landes beſonders Münchens
heftig erſchüttern und dringend eine ſofortige Fewme e Ab
hilfe erheiſchen Welche Maßnahmen gedenkt die Regierung
zur Behebung dieſer Mißſtände zu treffenn der Zegründung wird ausgeführt daß in München
ſeit Monaten eine Polizeipraxis herrſche die eine zuneh
mende Verhetzung der verſchiedenen Bevölkerungsſchichten
durch die Duldung maßloſer Ausſchreitungen

olitiſch rechts los gerichteter Kreiſe und einekteigende Erbitterung hervorgerufen habe Die öffentliche
Betätigung links gerichteter Parteien ſei eingeengt worden
auch ſoweit ſie auf den Schutz der be ſtehenden
Reichsverfaſſung gerichtet war

Der Ankauf von Golòö
für das Reich durch die Reichsbank und Poſt erfolgt in
der Woche vom 26 September bis 2 Oktober ds Js
unrerändert wie in der Vorwoche zum Preiſe von M 450
für ein Zwanzigmarkſtück M 225 für ein Zehnmartſtück
Für 1 Kilogramm Feingold zahlt die Reichsbank W
63000 und für die ausländiſchen Goldmünzen entſpre
chende Preiſe

Haröen läßt abſagen
Nach einer Meldung der B aus Waſhington

teilte der Jmpreſario Maximilian Hardens mit daß alle
Vorbeſtellungen auf Plätze bei den Vorleſungen Hardens
für ungültig erklärt werden müßten da von deutſch
amerikaniſcher Seite eine heftige Oppoſition angekündigt
wurde

Deutſches Reich
Demokratiſcher Parteitag für Rheinheſſen Jn Arms

heim fand am Sonntag ein von gegen 200 Vertrauens
männern beſuchter demokratiſcher Parteitag für Rheinheſſen
zur Vorbereitung der Landtagswahlen ſtatt Es wurde da
bei u a folgende Entſchließung angenommen Der Partei
tag der Deutſchen demokratiſchen Partei in Rheinheſſen for
dert die alsbaldige Aufhebung der Sanktionen
ſowohl der wirtſchaftlichen wie der militäriſchen Jhre
Wirkung auf das politiſche und wirtſchaftliche Leben der be
ſetzten Gebiete wird von Tag zu Tag unheilvoller Der
Parteitag erwartet daß keine Konzeſſionen gemacht
werden welche Produktion und Handel und Luxuseinfuhr
des Auslandes ausliefern Jnsbeſondere erwartet er daß
die Reichsregierung bei der Einfuhr von Weinen dem Um
ſtand Rechnung trägt daß inzwiſchen in ElſaßLothringen
das franzöſiſche Weingeſetz in Kraft getreten iſt Dieſes
Geſetz verbietet die Benennung von Weinen nach dem Her
kunftsort wenn ſie mit anderen Erzeuaniſſen verſchnitten
ſind Es dürfen alſo nach dem franzöſiſchen Geſetz elſaß
lothringiſche Weine in Zukunft nicht mehr nach Deutſchland
ausgeführt und als ſolche verkauft werden wenn ſie mit
anderen Weinen verſchnitten ſind Wir erwarten daß die
Reichsregierung geſtützt auf dieſes franzöſiſche Geſetz und
den Verſailler Vertrag keine Abmachung trifft welche die
deutſche Weinproduktion ſchädigt

Letzte Depeſchen
Telegraphiſcher Spezialdienſt der Sagle Jeitung

Der p olnſche Cherſte Volksrat an die Bevölkerung
Orerſchleſiens

Eigene Drahtnachricht
Der polniſche Oberſte Volksrat erläßt einen langen

Aufruf an die polniſche Bevölkerung Oberſchleſiens der
mit folgenden Worten beginnt Der Kampf um die Frei
heit den das polniſch oberſchleſiſche Volk ſeit Jahrhunderten
mit den übermächtigen Feinden führt geht ſeinem Ende zu
Binnen kurzem wird in Genf das Urteil gefällt werden das
für immer über unſere Zukunft entſcheidet Dann heißt
es weiter Die letzthin erfolgte polniſch deutſche Verſtän
digung verſuchen gewiſſe deutſche Kreiſe vor dem Völkerbund
in dem Sinne darzuſtellen als ob das polniſche Volk indem
es den Deutſchen die Hand zur Verſöhnung reichte ſeine Ge
fühle und polikiſchen Anſchauungen geändert hätte Daß
dem nicht ſo iſt das beweiſen u a in außerordentlich deut
licher Weiſe die vor kurzem geführten Betriebsrätewahlen
Wir ſtellen vor der ganzen Welt feſt daß wir den Deutſchen
die Hand zur Perſtändigung reichten weil wir die Wunden
heilen und die Spuren des gegenſeitigen Haſſes der durch
die Abſtimmung hervorgerufen wurde verwiſchen wollen
Wir wollen mit den Deutſchen in Eintracht leben aber wir
ändern damit weder unſere Geſinnung noch unſere politiſchen
Beſtrebungen Wir erkennen den Deutſchen das Recht zum
Leben zu wir können ihnen aber nicht das Recht auf unſere
Erde zuerkennen Die ſchleſiſche Erde iſt Eigentum des pol
niſchen Volkes

e Brennen der Haut ehe Fadelhaſte
Kein ſchme
Schaunihkraft ſparſam im Gebrauch Dre e 3 D

Wo Sie bekannteleere a ije Wenn durch b e

Eleqanfer Geschenkaortikel
Jecesreb leicht entſernbar PraktiSch

Sauberste künsſlerische Ausführung
Hocholanz vernickelt Oberall erhaltlich

Frrzegogon
der Auecttehl Geuzellochehertao O 77


	Saale-Zeitung. 1873-1933
	1921


